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Amts Blatt 


9 34 Marienwerder, den 25. Auguſt 1897. 


Die Nummer 33 der Geſetz-Sammlung enthält! Verordnungen und Bekauntmachungen 
55 der Provinzial⸗Behörden ze. 

Nr. 9932 das Geſetz, betreffend das Verwaltungs⸗ e) Des Königs Majeſtät haben dem Komitee zur 
ſtrafverfahren bei Zuwiderhandlungen gegen die Zoll- Hebung der Zucht gängiger Wagenpferde in Baden 
geſetze und die ſonſtigen Vorſchriften über indirekte mittelſt Allerhöchſter Ordre vom 26. v. Mts. die 
Reichs⸗ und Landesabgaben ſowie die Beſtimmungen Erlaubniß zu ertheilen geruht, zu den mit Genehmigung 
über die Schlacht⸗ und die Wildpretſteuer, vom 26. der Großherzoglich Badiſchen Landesregierung in den 


unte 


Juli 1897. Jahren 1897, 1898 und 1899 zu veranſtaltenden 
Die Nummer 34 der Geſetz-Sammlung enthältſ öffentlichen Ausſpielungen von Pferden, Wagen und 
unter anderen Gegenſtanden auch im dieſſeitigen Staats: 


Nr. 9933 das Geſetz, betreffend Abänderung der gebiete Looſe zu vertreiben. 
hinsichtlich der Jagd auf Waſſervögel für Oſtfriesland Marienwerder, den 6. Auguſt 1897. 
geltenden geſetzlichen Beſtimmungen, vom 26. Juli 1897; Der Regierungs⸗Präſident. 


ö u En et für die Provinz 3) Des Königs Majeftät haben mittelſt Allerhöchſten 
A die Aeceſter 35 der Geſetz Sammlung enthält Erlaſſes vom 7. Juli d. Js. zu genehmigen geruht, 
ie . 3 daß aus der Kolonie Ludwigsthal im Kreiſe Schwetz, 


* .» ; ter Abtrennung derſelben von dem forſtfiskaliſchen 
Nr. 9935 das Geſetz, betreffend die Regelung. . f 0 
der Forſtverhältniſſe für das ehemalige Juſtizamt Olpe de e bild N mit den 
im Kreiſe Olpe, Regierungsbezirk Arnsberg, vom ee e 
! Marienwerder, den 16. Auguſt 1897. 


3. Auguſt 1897; und unter . = 
I 9936 die Verfügung des Juſtiz⸗Miniſters, Der Nec rung een 

betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 4) Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten 
Theil der Bezirke der Amtsgerichte Blankenheim, Erlaſſes vom 5. Juni d. Is. zu genehmigen geruht, 
Geilenkirchen, Heinsberg, Hennef, Rheinbach, Adenau, daß der im Kreiſe Brieſen belegene ſelbſtändige Guts⸗ 
Boppard, Caſtellaun, Cochem, Mayen, Trarbach, Opladen, bezirk Oſtrowo in eine Landgemeinde mit dem Namen 
Saarlouis, Sankt Wendel, Bitburg, Daun, Hillesheim, „Hochdorf“ umgewandelt wird und daß dieſer Ge⸗ 
Neuerburg, Perl, Prüm, Rhaunen, Saarburg, Wax⸗ meinde 18 an den ehemaligen Gutsbezirk Oſtrowo an⸗ 
weiler und Wittlich, vom 9. Auguſt 1897. grenzende und in Rentengüter umgewandelte Beſitzungen 
— — —ũ— — des Gutsbezirkes Orlowo in Größe von zuſammen 
Verordnungen und Bekanntmachungen 181 ha 63 ar 35 qm, nach Abtrennung derſelben von 


unte 


der Central⸗Behörden. dem Gutsbezirke Orlowo, hinzugelegt werden. 

J) Bekanntmachung. Marienwerder, den 16. Auguſt 1897. 
Als ſtändiger Kommiſſar für die Ausübung des Der Regierungs⸗Präſident. 

ſtaatlichen Aufſichtsrechts über 5) Auf Grund des 8 5 des Geſetzes über die Ent⸗ 
a) die Oſtpreußiſche Südbahn, eignung von Grundeigenthum vom 1k. Juni 1874 
p) die Marienburg —Mlawkaer Eiſenbahn, in Verbindung mit § 150 des Zuſtändigkeits⸗Geſetzes 
e) die Stargard ⸗Cüſtriner Eiſenbahn und vom 1. Auguſt 1883 wird hiermit dem Gaſtwirth 
d) die Altdamm —Colberger Eiſenbahn Otto Carus in Thorn die Verpflichtung auferlegt, die 


im Sinne des § 46 des Geſetzes über die Eiſenbahn⸗ Vornahme von Handlungen, die zu den vorbereitenden 
unternehmungen vom 3. November 1838 (G. ⸗S. Vermeſſungsarbeiten für die von dem Kgl. Eiſenbahn⸗ 
S. 505 ff.) iſt von mir an Stelle des Präſidenten fiskus angeordnete Erweiterung der Ladeanlagen auf 
der Königlichen Eiſenbahndirektion in Berlin vom Bahnhof Mocker bei Thorn erforderlich ſind, auf 
1. Oktober d. Is. ab der Präſident der Königlichen ſeinem Grundſtücke Mocker Nr. 285 geſchehen zu laſſen. 


Eiſenbahndirektion in Poſen beſtellt worden. Gegen dieſen Beſcheid iſt binnen zwei Wochen 
Berlin, den 12. Auguſt 1897. f nach der Zuſtellung der Antrag auf Beſchlußfaſſung 
Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. durch das Kollegium des Bezirks⸗Ausſchuſſes, oder die 


Ausgegeben in Marienwerder am 26. Auguſt 1897. 
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Beſchwerde an den Herrn Miniſter für öffentliche 
Arbeiten, die hier eingelegt werden muß, zuläſſig. 
Marienwerder, den 29. Juli 1897. 
Der Bezirks⸗Ausſchuß. 
In Vertretung: 
Kühne. 
6) Bekanntmachung. 


Nachſtehend bringe ich die in dem Normalmarkt⸗ 
orte Elbing im Monat Juli 1897 für Fourage 


gezahlten Preiſe nach dem Durchſchnitt der höchſten 
Tagespreiſe mit einem Aufſchlage von fünf vom Hundert 
zur öffentlichen Kenntniß. 

Es ſind zu berechnen für: 

a. 50 Kilogramm Hafer 7 Mark > Pf. 
Heu 2 „ „ 

” „ n 94 2 
Dau den 10. Auguſt 1897. 
Der Regierungs⸗Präſident. 


MALE 1 


7) Auf Grund der bei der Volkszählung vom 2. Dezember 1895 gewonnenen Materialien wird im Auf⸗ 


trage des Herrn Miniſters des Innern von dem Königlichen ſtatiſtiſchen Büreau eine neue Auflage des „Ge⸗ 
meinde⸗Lexikons für das Königreich Preußen“ vorbereitet, welche binnen Kurzem in einzelnen Heften für 
jede Provinz der Oeffentlichkeit übergeben werden ſoll. Die neue Auflage wird in tabellariſcher Form, nach 
Regierungsbezirken und Kreiſen geordnet, neben den Angaben über die Bevölkerungsziffern, die konfeſſionellen 
Verhältniſſe, den Flächeninhalt, die Zahl der Wohngebäude u. ſ. w. auch über die Zubehörigkeit der einzelnen 


Städte, Landgemeinden und Gutsbezirke zu den Verwaltungs⸗ 


Kirchſpielen die erforderlichen Mittheilungen enthalten. 


und Gerichtsbezirken, Landwehrbezirken und 
Bei dieſer Reichhaltigkeit ſeines Inhaltes wird das 


Gemeinde⸗Lexikon ein beſonders wichtiges und werthvolles Hülfsmittel für den geſchäftlichen Gebrauch und 


Verkehr bilden. 


Der Preis der einzelnen Hefte wird ‚Ns 123 — Feſtſetzung wie folgt ſtellen: 


Heft Provinz Oſtpreußen rund 30 Druckbogen etwa Mk. 6,00, 
> 11 „ Weſtpreußen EEE we „ „ 
„ III Stadtkreis Berlin und hrouim Vranbenbing ee 1 i 0, 
„ IV Provinz Pommern a BR 10) m ” ern), 
u V 71 Poſen 0 " 22 77 77 77 4.60, 
71 vi 0 Schleſien ” 38 [2 ” . 7,60, 
„„ | el n 3 er GE 
„ VIII „ Schleswig⸗ Holſtein 1 „ 12 7 „ „ , 240, 
„ 75 Hannover . 33 „ 21 7 5 ARE 
„ ö” „ea nebſt Waldeck und Pormont ee > „ „ NR 
5 Heſſen⸗Naſſau n 7 „ „, 
„ III Provinz Rheinland u h M, 
„ NI „ Hohenzollern. 73 = 5 „ „ —,40, 

General⸗Regiſter über vorſtehende Hefte 82 „ Wi: 40. 

Die einzelnen Hefte werden in folgender Reihenfolge ausger geben werben: Hannover. — Schleswig 


Holſtein. — Hohenzollern. — Heſſen⸗Naſſau. — Rheinland. — Weſtfalen nebſt Waldeck und Pyrmont. — 


Sachſen. — Pommern. — Berlin und Brandenburg. 
preußen. — General-Regiſter. 


— Schleſien. — Poſen. — Weſtpreußen. — Oſt⸗ 


Bei Entnahme des ganzen Werkes (Ladenpreis wie vorſtehend ohne General-Regiſter 
Mk. 50,60, mit General-Regiſter Mk. 67,00) tritt eine Preisermäßigung auf Mk. 45 bezw. 60 ein. 


Marienwerder, den 16. Auguſt 1897. 


8) Unentgeltliche Beförderung von Liebes⸗ 
gaben für die Ueberſchwemmten in Schleſien, 
Sachſen und Würtemberg. 


Die Güterabfertigungsſtellen des Eiſenbahn⸗ 
Direktionsbezirks Danzig ſind angewieſen, von jetzt ab 
bis zum 31. Oktober d. Is., freiwillige Gaben an 
Lebensmitteln, Kleidern, Decken, Betten und Haus⸗ 
geräthen u. ſ. w. die zur Unterſtützung der durch 
Ueberfluthungen und Hagelſchlag betroffenen Bevölkerung 
in Schleſien beſtinunt und von Privatperſonen, Unter⸗ 
ſtützungskomitees oder ſtaatlichen und Kommunalbehörden 
an den mit der Vertheilung der Liebesgaben betrauten 
Vorſtand des ſchleſiſchen Provinzialverbands des vater⸗ 
ländiſchen Frauenvereins zu Breslau ſowie an die 


Der Regierungs⸗Präſident. 


Schleſien gerichtet ſind, zur frachtfreien Beförderung 
anzunehmen. 

Dieſe Vergünſtigung wird für die nothleidende 
Bevölkerung in dem Königreich Sachſen und der Provinz 
Schleſien gewährt werden, ſobald die mit der Ver⸗ 
theilung der Liebesgaben betrauten Komitees oder Be⸗ 
hörden bekannt gegeben ſind. 


Danzig, den 14. Auguſt 1897. 
Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 
9) Bekanntmachung. 
Zum 1. September d. Js. wird zufolge Finanz⸗ 


Miniſterial⸗Erlaſſes vom 13. Auguſt d. Is. III 10157 
in Pr. Friedland, Haupt⸗Steueramts⸗Bezirk Dt. Krone, 


Zweigvereine derſelben in den Kreisſtädten der Provinz ein Steueramt 1. Klaſſe unter Aufhebung der bis 


dahin dort beftandenen Stempelvertheilerſtelle neu er: 
richtet werden. 
Danzig, den 18. Auguſt 1897. 
Der Provinzial⸗Steuer⸗Direktor. 


Bekanntmachung. 

Auf Grund des Allerhöchſten Privilegii vom 
12. Mai 1897 find folgende 3% „%ge Anleiheſcheine 
des Provinzial⸗Verbandes der Provinz Weſtpreußen 
für Zwecke der Provinzial-Hilfskaſſe VI. Ausgabe 
(2. Begebung vom Auguſt 1897) ausgefertigt und be⸗ 
geben worden: 

Buchſtabe A. Nr. 


10) 


301— 600 = 300 Stück à 3000 Mk. 

über 900 000 Mk. 

301-600 = 300 Stück à 2000 Mk. 

über 600 000 Mk. 

351 — 700 = 350 Stück à 1000 ME. 

über 350 000 Mk. 

301-600 = 300 Stück a 500 Mk. 

über 150 000 Mk. 

zuſammen 1250 Stück über 2 000 000 Mk. 

Dieſes wird auf Grund der 88 2 und 6 der 

dem Allerhöchſten Privilegium beigefügten Bedingungen 

für die Ausgabe verzinslicher Provinzial⸗Anleiheſcheine 

I. Ausgabe bis zum Betrage von 10 000 000 Mk. 
hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Danzig, den 17. Auguſt 1897. 
Der Landeshauptmann der Provinz Weſtpreußen. 
In Vertretung: Hinze. 


Polizei⸗Verordnung. 

Unter Bezugnahme auf § 142 des Geſetzes über 
die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
verordne ich für den Umfang des Kreiſes Konitz unter 
Zuſtimmung des Kreis⸗Ausſchuſſes hierſelbſt was folgt: 

§ 1. Gewerbetreibende, welche einen offenen 
Laden haben ſind verpflichtet, ihren perſönlichen Namen 
an der Außenſeite oder am Eingange des Ladens in 
deutlich lesbarer Schrift anzubringen. Iſt eine Frau 
Inhaberin des Geſchäfts, ſo hat ſie in der Aufſchrift 
ihren Zunamen, mindeſtens einen ausgeſchriebenen 
Vornamen hinzuzufügen. 

Kaufleute, welche eine Handelsfirma führen, 
haben zugleich die Firma in der bezeichneten Weiſe an 
dem Laden anzubringen; iſt aus der Firma der per: 
ſonliche Name des Geſchäftsinhabers und ſofern eine 
Frau die Geſchäftsinhaberin iſt, zugleich der Vorname 
derſelben zu erſehen, ſo genügt die Anbringung der 
Firma. 

Auf offene Handelsgeſellſchaften, Kommandit⸗ 
geſellſchaften und Kommanditgeſellſchaſten auf Aktien, 
finden dieſe Vorſchriften mit der Maßgabe Anwendung, 


Buchſtabe B. Nr. 
Buchſtabe C. Nr. 
Buchſtabe D. Nr. 


in) 
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das Vorhandenſein weiterer Betheiligter andeutenden 
Zuſatze aufgenommen werden. 

§ 2. Die im § 1 angeordnete Bezeichnung des 
Geſchäftslokals hat mit der Neueröffnung eines Ge: 
ſchäftes zu erfolgen. 

Beſtehende offene Geſchäfte haben den Vorſchriftn 
dieſer Verordnung bis zum 1. Oktober 1897 zu ge⸗ 
nügen. 

5 § 3. Die in Gemäßheit der vorſtehenden Be: 
ſtinnnungen etwa erforderlichen Aenderungen der Auf⸗ 
ſchrift, ſind ſpäteſtens eine Woche nach Eintritt des 
Ereigniſſes, welches die Aenderung erforderlich macht, 
zu bewirken. 

§ 4. Für die Befolgung der in 88 1 bis 3 
getroffenen Beſtimmungen iſt neben dem Inhaber auch 
derjenige, welcher die Verwaltung des Geſchäftes führt, 
verantwortlich. 

§ 5. Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmung 
dieſer Verordnung werden mit Geldſtrafe bis zu 30 Mk., 
an deren Stelle im Unvermögensfalle entſprechende 
Haft tritt, geahndet. 

§ 6. Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Auguſt 
1897 in Kraft. 

Konitz, den 20. Juli 1897. 

Der Landrathsamts⸗Verwalter. 
Polizei⸗Verordnung. 

Auf Grund der $$ 5 und 6 des Geſetzes über 
die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 und des 
§ 143 des Geſetzes über die allgemeine Landesver⸗ 
waltung vom 30. Juli 1883 wird hierdurch unter 
Zuſtimmung des Magiſtrats hierſelbſt für den Polizei⸗ 
bezirk der Stadt Löbau folgendes verordnet: 

§ 1. Ein jedes bewohnte Gebäude iſt in feinen 
für die gemeinſchaftliche Benutzung beſtimmten Räume 
d. h. den Eingängen, Fluren, Treppen, Korridors uſw. 
vom Eintritt der abendlichen Dunkelheit bis zur 
Schließung der Eingangsthüren, jedenfalls aber bis 
um 10 Uhr Abends, ausreichend zu beleuchten. Die 
Beleuchtung muß ſich bis in das oberſte Stockwerk 
und wenn zu dem Grundſtück bewohnte Hofgebäude 
gehören, auch auf den Zugang zu denſelben erſtrecken. 

§ 2. In den Fabriken und öffentlichen Anz: 
lagen, den Vergnügungs⸗, Vereins⸗ und ſonſtigen Ver⸗ 
ſammlungshäuſern müſſen vom Eintrit der Dunkelheit 
ab und ſolange als Perſonen ſich daſelbſt aufhalten, 
welche nicht zum Hausperſonale gehören, die Eingänge, 
Flure, Treppen und Korridore, ſowie Bedürfniß⸗ 
anſtalten (Abtritte und Piſſoirs) in gleicher Weiſe 
ausreichend beleuchtet werden. 

§ 3. Zur Beleuchtung find die Eigenthümer 
der bewohnten Gebäude, der Fabriken, öffentlichen 
Anſtalten, Vergnügungs⸗, Vereins: und ſonſtigen Ver⸗ 


12) 


daß für die Namen der perſönlich haftenden Geſell⸗ ſammlungshäuſer verpflichtet. 


chafter gilt, was in Betreff der Namen der Gewerbe⸗ 
treibenden beſtimmt iſt. 


8 4. Eigenthümer, welche nicht in Löbau ihren 
Wohnſitz haben, können mit Genehmigung der Polizei⸗ 


Sind mehr als 2 Betheiligte vorhanden, deren Verwaltung die Erfüllung der Verpflichtung auf Stadt⸗ 
Namen hiernach in der Aufſchrift anzugeben wären, bewohner übertragen. 


o genügt es, wenn die Namen von zweien mit einem 


§ 5. Dieſe Verordnung tritt am 1. Oktober 
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1897 in Kraft. Zuwiderhandlungen gegen dieſelbe Der bisherige Strommeiſtergehilfe Woelm zu 
werden, inſofern nicht allgemeine Strafgeſetze zur An⸗ Thorn iſt zum Königlichen Strommeifter daſelbſt er: 
wendung kommen, mit Geldſtrafe bis zu 9 Mark und nannt worden. f 

im Unvermögensfalle mit verhältnißmäßiger Haft beſtraft. Im Kreiſe Roſenberg iſt der Rittergutspächter 
Außerdem hat derjenige, welcher die nach dieſer Polizei⸗ Dorguth zu Raudnitz zum Amtsvorſteher für den 
Verordnung ihm auferlegten Verpflichtungen zu er⸗ Amtsbezirk Raudnitz ernannt. 


füllen unterläßt, die Ausführung des Verſäumten im Der Königliche Oberförſter Voigt in Lonsk iſt 

Wege des polizeilichen Zwanges auf feine Koſten zu zum Forſtamtsanwalt für den Bezirk des Forſtreviers 
gewärtigen. Rehberg ernannt worden. 

Löbau, den 6. Juli 1897. | Der Pfarrer Mertner in Oſtrometzko iſt vom 

Die Polizei⸗Verwaltung. 23. Auguft bis zum 16. September d. Js. beurlaubt 

13) Bekanntmachung. und wird während dieſer Zeit von dem Kreisſchul⸗ 


Der Fußſteig, welcher vom Hospitalsdorf⸗Hohen⸗ inſpektor Dr. Witte in Thorn hinſichtlich der Schulen 
dorfer Wege — jetzt Pflaſterſtraße — über den Acker⸗ in Scharnau und Amthal und von dem Pfarrer 
plan von Hohendorf führt, ſoll auf Antrag des Guts⸗ Modrow in Wilhelmsau hinſichtlich der Schulen in 
vorſtandes von Hohendorf, als vollſtändig überflüſſig, Raczyniewo, Damerau, Raffa, Mosgowin, Strieſau, 
nach dem die Pflaſterſtraße gebaut worden iſt, auf Kgl. Waldau und Hohenhauſen in den Geſchäften der 
gehoben U 0 0 2 0 Ortsſchulinſpektion vertreten. 

Ds wird daher vorſtehender Antrag nach dem 1 
Geſetz vom 1. Auguſt 1883 Titel II $ 57 mit dem * Erledigte Schulſtellen. 
Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß Ein⸗ Die erſte Lehrerſtelle an der Volksſchule zu 
wendungen hiergegen bei dem unterzeichneten Ant Bölzig, Kreis Schlochau, wird zum 1. Oktober d. Js. 
innerhalb 4 Wochen anzubringen ſind. erledigt. 

Amt Barlewitz, den 13. Auguſt 1897. Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 

Der Amtsvorſteher. ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
11) Perſonal⸗Chronik. ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 

Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Herrn Katluhn zu Prechlau zu melden. 

Erlaſſes vom 26. v. Mts. dem Gymnaſiallehrer Wilhelm Die 2. Schullehrerſtelle zu Goldau, Kreis Roſen⸗ 
Haaſe zu Berlin die Erinnerungs⸗Medaille für Rettung berg, iſt erledigt. 
aus Gefahr zu verleihen geruht. Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 

Der Verwaltungsgerichts⸗Direktor Dr. Kühne ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
hierſelbſt iſt zum Oberverwaltungsgerichtsrath in Berlin ihrer Zeugniſſe, bei dem Patron der Schule, Ritter⸗ 
ernannt worden. gutsbeſitzer v. Livonius zu Goldau zu melden. 
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(Hierzu eine Extrabeilage betr. Vereinfachung des Geſchäftsganges pp. und der Oeffentliche Anzeiger Nr. 34.) 


Redigirt im Bureau der Königlichen Regierung. Druck von R. Kanter's Hofbuchdruckeren 


Ertra-Beilage zum Amtsblatt. 


Nunderlaß 
an die 
Behörden der Allgemeinen Verwaltung, betreffend die Vereinfachung des Geſchäfts⸗ 
ganges und die Verminderung des Schreibwerks, vom 12. Auguſt 1897. 


Berlin, den 12. Auguſt 1897. 


Das Königliche Staatsminiſterium hat die anliegenden Grundzüge zu Anordnungen über 
den Geſchäftsverkehr der Preußiſchen Staals⸗ und Kommunalbehörden feſtgeſtellt und beſtimmt, daß 
die Herren Staatsminiſter, ein jeder für die ihm nachgeordneten Behörden, die Miniſter der 
Finanzen und des Innern für die Behörden der Allgemeinen Verwaltung, der Miniſter des Innern 
für die Kommunalbehörden, die zur Vereinfachung des Geſchäftsganges und zur Verminderung des 
Schreibwerkes erforderlichen Anordnungen erlaſſen und dabei dieſe Grundzüge, ſoweit es nach den 
Verhältuiſſen des Dienſtzweiges thunlich erſcheint, zur Richtſchnur nehmen ſollen. Die Anordnungen 
ſollen Geltung haben für den Verkehr der Behörden mit einander, auch mit Behörden anderer 
Dienſtzweige, und für den Verkehr mit dem Publikum. 

Auf Grund des Staatsminiſterialbeſchluſſes ordnen wir, die Miniſter der Finanzen und 
des Innern, hiermit für den Geſchäftskreis der Behörden der Allgemeinen Verwaltung an, daß deren 
geſammter Geſchäfts verkehr, vorbehaltlich für einzelne Dienſtzweige von den zuſtändigen Miniſtern 
zu treffender beſonderer Beſtimmungen, nach den feſtgeſtellten Grundzügen zu regeln iſt. Dabei 
iſt Folgendes zu beobachten: 

Zu Nr. 1. 

a) Die Grundzüge bezwecken, den Geſchäftsgang zu vereinfachen und das Schreibwerk zu 
vermindern. Die Verfolgung dieſes Zieles darf nicht dazu führen, daß die Ausdrucksweiſe in dem 
Verkehr der Behörden untereinander, namentlich in den Berichten der nachgeordneten an die vor⸗ 
geſetzten Behörden, ungehörig oder gegenüber dem Publikum unhöflich wird. 

b) Die Kurialien „gehorſamſt u. ſ. w.“ und die Anreden „Hoch- und Hochwohlgeboren“ 
ſind im Verkehr unter den Behörden wegzulaſſen; inwieweit ſie un Verkehr mit dem Publikum 
wegzulaſſen ſind, muß dem Taktgefühl überlaſſen bleiben. 

e) Für den Verkehr mit den lirchlichen Behörden und den Geiſtlichen ſind die von dem 
Miniſter der geistlichen Angelegenheiten zu beſtimmenden Formen allgemein maßgebend. 

d) Die richtige Wiedergabe entbehrlicher Fremdwörter wird durch Wörterbücher wie das 
vom Allgemeinen Deutſchen Sprachverein herausgegebene „Die Amtsſprache“ (Berlin 1897) erleichtert. 


Zu Nr. 4. 
Berichte auf Erlaſſe, die von mehreren Miniſtern ausgehen, ſind unter der äußeren Adreſſe 
des Miniſters abzuſenden, deſſen Amtsbezeichnung ſich auf der erſten Seite des Erlaſſes oben links 
befindet. 


a 


Zu Nr. 15. 


Bureauordnungen find in neuerer Zeit innerhalb verſchiedener Dienſtzweige erlaſſen, 
namentlich innerhalb der Eiſenbahnverwaltung. Inwieweit dieſe als Anhalt dienen können für 
die dortigen Verhältniſſe, bleibt näherer Prüfung überlaſſen. 
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Der Finanzminiſter. 


Im Auftrage: 
Grandke. f 


Der Miniſter des Innern. 
Freiherr vou der Recke. 


An die ſämmtlichen Herren Oberpräſidenten und 
Regierungspräſidenten, ſowie an den Herrn 
Dirigenten der Königlichen Miniſterial⸗ 
Militär⸗ und Baukommiſſion hier. 


— F. M. I. 9204, M. d. J. I. A. 5699, . Ang. — 


Grundzüge zu Anordnungen über den Geſchäſtsverkehr der Preußiſchen 
Staats- und Rommunalbehörden. 


1. Amtsſtil. Die Schreibweiſe der Behörden ſoll knapp und klar ſein, ihrer Stellung zu einander und 
zum Publikum auch in der Form entſprechen und ſich der allgemein üblichen Sprache des Verkehrs 
anſchließen. Entbehrliche Fremdwörter, veraltete Kanzleiausdrücke und überflüſſige Kurialien ſind 
zu vermeiden. 

Der, in engen Grenzen zu haltende, Gebrauch von Höflichkeitswendungen muß weſentlich 
dem Taktgefühl überlaſſen bleiben. Sie können auf Ausdrücke „gehorſamſt, ergebenſt“ oder 
„geneigteſt, gefälligſt“ beſchränkt oder, ſofern nur die erforderliche Höflichkeit der Ausdrucksweiſe im 
Mebrigen gewahrt wird, ganz weggelaſſen werden. Unter dieſer Vorausſetzung kann, namentlich in 
dem Verkehr der Behörden untereinander, von den Anreden „Hochgeboren“ und „Hochwohlgeboren“ 
abgeſehen werden; die Anrede „Wohlgeboren“ iſt allgemein zu beſeitigen. Häufungen und Steige⸗ 
rungen, wie z. B. „beehre mich ergebenſt, ſehr gehorſamſt, ganz ergebenſt“ ſind zu vermeiden, des⸗ 
gleichen eine häufigere Anwendung der Anreden „Hochwohlgeboren, Hochgeboren, Excellenz u. ſ. w.“, 
die im Uebrigen durch die einfachen Fürwörter zu erſetzen ſind. 

Für Berichte an den Landesherrn, Schreiben an Fürſtliche Perſonen und für ähnliche 
beſondere Fälle behält es bei den bisherigen Formen ſein Bewenden. 

Als Vorbild für die Sprachreinheit kann das Bürgerliche Geſetzbuch dienen, die Schrift 
Rothe's „Ueber den Kanzleiſtil“ giebt geeignete Fingerzeige für eine richtige Ausdrucksweiſe. 

2. Form der Alle Berichte, Schreiben und Verfügungen tragen auf der erſten Seite des Schriftſtücks 

Schriftſtücke im oben rechts die Orts⸗ und Zeitangabe, oben links die Amtsbezeichnung der ſchreibenden Behörde, 

Allgemeinen. darunter die Geſchäftsnummer, bei längeren Schriftſtücken eine kurze Inhaltsangabe, ſowie, wenn 
Anlagen 5 ſind, deren Zahl und nöthigenfalls deren kurze Bezeichnung, unten links 
die Adreſſe. 

In den Schriftſtücken unterbleibt die bisher übliche Eingangsformel, die Wiederholung des 
in der Inhaltsangabe bereits Geſagten, der Ergebenheitsſtrich und vor der Unterſchrift die Wieder⸗ 
holung der auf der erſten Seite bereits angegebenen Amts bezeichnung der ſchreibenden Behörde. 

Schriftſtücke von mehr als vier Seiten ſind mit Blatt⸗ oder Seitenzahlen zu verſehen. 

A. Beifügung Soweit es für die geſchäftliche Behandlung förderlich erſcheint, find die Anlagen zu Heſten 

von Anlagen. zu vereinigen, auf deren Umſchlag der Inhalt kurz zu bezeichnen iſt. Die loſen Anlagen und die 


ET am 


Anlagehefte find nach Bedürfniß mit der Geſchäftsnummer des Schriftſtücks, zu dem fie gehören, 
mit einem Zeichen (3. B. I, II, III oder A, B, C) und mit Blatt⸗ oder Seitenzahlen zu verſehen. 

Bei der Bezugnahme auf Anlagen genügt meiſt die Angabe des Zeichens und des Blattes 
(der Seite), z. B. „Nach Anlage B. Bl. 9 Di me 

Berichte find in der Regel auf den erſten drei Seiten in halber Breite, von da ab in 4. Form der 
Dreiviertelbreite des Bogens zu ſchreiben. Berichte. 

Auf der linken Hälfte der erſten Seite iſt außer den allgemein vorgeſchriebenen Angaben 
(Nr. 2) noch die veranlaſſende Verfügung oder, daß ohne ſolche berichtet werde, zu vermerken, auch 
der Name des Berichterſtatters anzugeben, ſoweit deſſen Benennung vorgeſchrieben iſt. 

Der in dem Berichte etwa geſtellte Antrag iſt äußerlich hervorzuheben; unter Umſtänden 
kann es ſich empfehlen, ihn an den Eingang des Berichts zu ſtellen. 

Handelt es ſich um kurze Anzeigen, ſo kann die Form einer Meldung auf einem Viertel⸗ 
bogen gewählt werden, auf welche die Vorſchriften der beiden erſten Abſätze keine Anwendung 
finden. Für Berichte an den Landesherrn und ähnliche beſondere Fälle behält es bei der bisherigen 

„Form fein Bewenden. 

Erwiderungen auf Schreiben gleichgeſtellter und auf Berichte nachgeordneter Behörden find 5. Form der 
außer mit den allgemein vorgeſchriebenen Angaben (Nr. 2) noch mit einem Hinweis auf das ver⸗ Erwiderungen. 
anlaſſende Schriftſtück zu verſehen, z. B. „Auf das Schreiben (den Bericht) vom... Nr....“ 

Bei Einreichung von Verzeichniſſen, Ueberſichten, Nachweiſungen u. dergl. unterbleiben alle 6. Einreichung 
Begleits berichte, ſofern fie nicht einen ſelbſtſtändigen Inhalt haben. Auf der erſten Seite iſt der von Verzeich · 
Inhalt des Schriftſtücks und die veranlaſſende Verfügung, nach Bedürfniß auch die Amtsbezeichnung niſſen. 
der abſendenden und der empfangenden Behörde anzugeben. 

Bei Schriftſtücken an Einzelbeamte, die eine Behörde vertreten, iſt in der Innen⸗ und 7. Abreſſe für 
Außenadreſſe der Name des Beamten nur dann anzugeben, wenn es ſich um perſönliche Angelegen⸗ Einzelbeamte. 
heiten des Empfängers handelt oder wenn beſondere Verhältniſſe dies erfordern. 

Wird der Name nicht angegeben, ſo ſind etwaige perſönliche Titel des Empfängers, z. B. 

„Wirklicher Geheimer Rath“, und dem Namen beizufügende Prädikate, z. B. „Excellenz“, gleichfalls 
wegzulaſſen, alſo „An den Herrn Miniſter des Innern in Berlin“, „An den Herrn Oberpräſidenten 
in Breslau“ u. ſ. w. 

Soll erkennbar gemacht werden, daß das Schriftſtück nur von dem Empfänger geöffnet 
werden darf, ſo iſt die perſönliche Adreſſe mit dem Vermerk „Eigenhändig“ anzuwenden. 

Der ſchriftliche Verkehr zwiſchen Abtheilungen derſelben Behörde und je nach Lage der 8. Mändlicher 
Verhältniſſe auch zwiſchen verſchiedenen Behörden, namentlich den an demſelben Orte befindlichen, Verkehr. 
iſt zu vermeiden, ſoweit ſeine Erſetzung durch mündliche Beſprechung thunlich erſcheint. Nöthigen⸗ 
falls iſt ein kurzer Vermerk über die Unterredung zu den Akten zu bringen. 

Von Telephon⸗ und Telegraphenverbindungen iſt, ſofern dies als zweckentſprechend gelten 9. Telephon. 


kann, ausgiebiger Gebrauch zu machen. 1 
Unter der Kürze des Telegrammſtils darf die Deutlichkeit nicht leiden. 13255 


Soweit angängig, namentlich wenn der Inhalt abzuſendender Schriftſtücke für die Akten 10. urſchrift⸗ 
entbehrlich iſt oder die Zurückbehaltung von Vermerken genügt, iſt für Schreiben und Erlaſſe, für licher Verkehr. 
kurze Berichte und Beiſchriften die urſchriftliche Form zu wählen, wobei die Niederſchrift je nach 
Lage des Falles entweder auf das veranlaſſende Schriftſtück ſelbſt oder auf einen darum zu legenden 
Bogen geſetzt wird. 

Bei Anwendung der urſchriftlichen Form fallen die ſonſt vorgeſchriebenen Angaben (Nr. 2, 

4 und 5), ſoweit ſie entbehrlich ſind, weg. 

Bei der Genehmigung von Anträgen wird es oft genügen, den Antrag mit dem Vermerk 
„Genehmigt“ dem Berichterſtatter nöthigenfalls unter Bedingung der Rückgabe und zur Entnahme 
von Anlagen zurückzusenden. 

Die Benutzung von Poſtkarten iſt zuläſſig, ſoweit eine unverſchloſſene Mittheilung in dieſer 11. Postkarten. 
Form unbedenklich erſcheint. 5 

Die Anfertigung von Abſchriften ſolcher Schriftſtücke, die an andere Behörden oder zu 12. Abſchriften 
anderen Akten abgegeben werden, iſt in allen geeigneten Fällen durch einen kurzen Vermerk in den und Akten⸗ 


or 
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Akten oder in den Geſchäftsbüchern zu erſetzen. Zur Vermeidung von Abſchriften können Ver⸗ vermerke. 


13. Formulare. 


14. Mecha⸗ 
niſche Hülfs⸗ 


mittel. 


15. Bureau⸗ 
einrichtungen. 


16. Bureau⸗ 
verkehr. 


17. Koſten. 


3 


fügungen durch Vermittelung der nachgeordneten Behörden, für welche dann die Entnahme eines 
Vermerks zu ihren Akten oder Geſchäftsbüchern genügt, den Empfängern übermittelt werden. 

Für häufig wiederkehrende Fälle ſind in möglichſter Ausdehnung, und zwar zu Entwürfen, 
Urſchriften und Reinſchriften, Formulare zu verwenden. Formulare, deren Ausfüllung einfach iſt, 
ſind, namentlich im urſchriftlichen Verkehr, thunlichſt von dem Bearbeiter (Referenten, Dezernenten) 
unmittelbar auszufüllen. In geeigneten Fällen (z. B. bei Kaſſenverfügungen) verfügt der Bearbeiter 
die Benutzung eines Formulars, welches dann, ohne Anfertigung eines Entwurfs, ſogleich in Rein⸗ 
ſchrift ausgefüllt zur Vollziehung vorgelegt wird (vergl. Nr. 12). 

Von mechaniſchen Hülfsmitteln (Schreibmaſchinen, Steinpeln, Kopirpreſſen, Hektographen u. dgl.) 
iſt ausgiebiger Gebrauch zu machen. Namensſtempel ſtatt Unterſchrift dürfen nur mit Genehmigung 
der Centralſtelle verwendet werden. 

Bei Runderlaſſen, deren Veröffentlichung in amtlichen Blättern nicht erfolgt oder nicht aus⸗ 
reicht, empfiehlt es ſich, die für den Gebrauch der nachgeordneten Behörden erforderliche Anzahl 
von Abdrücken an der oberſten Stelle fertigen und den Erlaſſen beifügen zu laſſen. 

Durch wiederholte Prüfungen und nöthigenfalls durch den Erlaß von Bureauordnungen, 
in denen über die Geſchäftsvertheilung, Anlegung der Akten, Geſchäftsbücher, Verzeichniſſe, 
Formulare u. ſ. w. Beſtimmung getroffen wird, iſt auf möglichſte Vereinfachung des Geſchäflsgangs 
in den Bureaus hinzuwirken. 

Für einfache Rückfragen kann ein unmittelbarer Verkehr zwiſchen den Bureaus von 
Behörden deſſelben Dienſtzweiges innerhalb beſtimmter Grenzen und unter ſorgfältiger Beaufſichtigung 
nachgelaſſen werden. 

Bei dem geſammten Geſchäftsverkehr iſt auf die möglichſte Vermeidung von Koſten ge— 
bührend Bedacht zu nehmen. 


— ade 


Gedruckt bel Jullus Sitteneld ſu Berlin W. 


